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vom Pandlage. 


Abgeordnetenhaus. 
57. Sitzung. 
Berlin, 2. Mai. Am Miniſtertiſche v. Puttkamer, Bitter und 
Kommiſſarien. 


Nachdem der Rechenſchaftsbericht über die Verwendung der flüſſig 
emachten Beſtände der in § 94 der Hinterlegungsordnung vom 14. 
Marz 1879 bezeichneten Fonds und der im 8 95 Abſatz 3 erwähnten 
Gelder für die Zeit vom 1. Oktober 1880 bis 31. Dezember 1881 un⸗ 
beanſtandet genehmigt iſt, tritt das Haus in die erſte Berathung des 
Geſetzentwurfs betr. die Ver wendung der in Folge weiterer 
Reichs ſteuerreformen an Preußen zu überweiſenden Geldſummen ein. 

Abg. v Benda: Für dieſes Geſetz find nur die, welche die 
Steuerreform des 8 ganz und voll anzunehmen und einen 
Wechſel auf 180—190 Millionen zu unterzeichnen bereit ſind. Die 
nationalliberale Partei ſieht als eigentlichen Zielpunkt dieſer Borlage 
das Tabaksmonopol und muß ſchon deshalb gegen fie ſtimmen. Sie 
verhielt ſich zur Steuerreform von 1879 keineswegs unbedingt ablehnend, 
auch ſie wollte das Reich in ſeinen Finanzen auf eigene Füße ſtellen 
und die Matrikularbeiträge weſentlich erleichtern. Ihre Ablehnung 
der Tarifreform erfolgte wegen des Frankenſtein'ſchen Antrages. 
Das „Ziel, das Reich auf eigene Füße zu ſtellen, iſt nach dem 
eigenen Bekenntniß der Regierung erreiht. Die Finanzlage 
des Reichs giebt zu Bedenken keinen Anlaß, die Preußens hat 
ſein Finanzminiſter ſelbſt wenn nicht als eine vorzügliche, ſo 
doch als eine ſehr gute bezeichnet. Ein dringendes Bedürfniß 
zur weiteren Steuervermehrung liegt alſo nicht vor. Die Forde⸗ 
rung, die Kommunen zu entlaſten durch Ueberweiſung eines Antheils 
der Grund⸗ und Gebäudeſteuer, iſt weſentlich aus dem Schoße meiner 
Partei hervorgegangen, und fie hält auch noch heute daran feſt. Dieſe 
Entlaſtung müßte aber aus den 1879 bewilligten, nicht aus neu zu be⸗ 
willigenden Steuern erfolgen. Zudem ift die Löſung dieſer Frage ſehr 
ſchwierig. Warum erhalten wir nicht das Kommunal⸗Steuergeſetz. 
welches uns ſeit langer Zeit verheißen iſt? Auch wir glauben, daß 
man die beiden unterſten Stufen von der Klaſſenſteuer vollſtändig ent⸗ 
laſten müßte, daß aber eine angemeſſene Reform der direkten Steuern 
in Preußen ſelbſt geſchehen kann und daß wir dazu des Reichs nicht 
bedürfen. Was die Befreiung der Kommunen von dem Schulgelde be⸗ 
trifft, fo ſei daran erinnert, daß von 1871—1882 das Budget für die 
Elementarſchulen von 1 Million auf 20 Millionen und das Budget 
des Kultusminiſteriums von 7 auf 50 Millionen geſtiegen iſt. Dies 
e uns nicht abhalten Mehrbewill zu machen, ſofe 32 
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trag von 1880—1882 zuererleichterungen hergegeben worden iſt. 
Am allerwenigſten können wir uns für den Gedanken begeiſtern, daß 
nun auf einmal mit einem Schlage 50 Millionen geſchaffen werden 
ſollen, um die Gemeinden von dem . überhaupt zu entlaſten. 
Kommt denn etwa aus unbekannten Gegenden Gold und Silber? 
Müſſen wir nicht alles dies aus der eigenen Taſche herge⸗ 
ben? Eine ſolche Operatien iſt nichts weiter als eine ander⸗ 
weitige Vertheilung der Schullaſten ohne wirkliche Erleichterung. 
8 links.) Auch wir haben für die Verbeſſerung der 

e der Beamten ein warmes Herz und wollen uns der Er⸗ 
höhung ihrer Gehälter nicht entgegenſtellen, wenn auch vor 5 Jahren 
in der Budgetkommiſſion feſtgeſtellt worden iſt, daß dieſe Steigerung 
zu einem gewiſſen Abſchluß gekommen ſei. Aber man ſoll mit Maß, 
mit Ruhe vorgehen und nicht unerfüllbare Keimung erwecken. Wir 
baben uns dem Zuſammenhang der Finanzen im Reiche und denen 
der Einzelſtaaten nie entzogen. Wenn die Regierung ihre Methode 
änderte, welche es unmöglich macht feſte Majorıtäten in den Parla⸗ 
menten zu bilden (Sehr richtig! links), fo wird auch von dem eirculus 
„ Vitiosus nicht die Rede ſein. von dem die Motive ſprechen. Die 
nationalliberale Partei will ihrem Programm nach den Weg einer 
rubigen und ſtetig geordneten Finanzwirthſchaft in Anlehnung an die 
alten preußiſchen Ueberlieferungen nicht verlaſſen, ſie will alte einge⸗ 
wohnte Steuern nicht zerſtören um Ideale willen, welche vollkommen 
noch in der Luft ſchweben und zum Theil dem äußerſten Widerſpruch 
in faſt allen Schichten der Bevölkerung begegnen; ſie will vor Allem 
auch die Steuerkraft im Lande ſchonen. Hiernach erkläre ich beſtimmt, 

daß das Verwendungsgeſetz für die überwiegende Mehrheit der national» 
liberalen Partei unannehmbar iſt. Wir ſind im Begriff, wenn wir 
uns auch noch ſo ſehr ſträuben, die ärmeren Volksklaſſen auf eine Weiſe 
zu belaſten, gegen welche alle Kompenſationen nicht ausreichen. (Leb⸗ 
baite Zuſtimmung links.) 3 . N 

Abg. v. Rauchhaupt: Auf dem Gebiet dieſer ſchwierigen 
Materie kreuzen ſich die Steuerintereſſen des Reichs, die Einzelſtaaten 
und die Anforderungen der Kommunen und Kommunalverbände, ohne 
daß es möglich iſt, daß die verſchiedenen Körperſchaften ſich miteinander 
verſtändigen. Dadurch wächſt die Schwierigkeit in unglaublicher Weiſe. 
Bei allem redlichen Willen gelang es im vorigen Jahre nicht, in der 
Kommiſſion zu einem Reſultat zu gelangen. Gleichwohl hat die Re⸗ 
gierung die Mühe nicht geſcheut, nochmals mit einem Verwendungs⸗ 

eſetz vor uns zu treten, ein Beweis, daß fie unverrückt die Ziele ihrer 
Steuerreform feſthält, und die fonjervative Partei hat keine Veran⸗ 
laſſung, von ihrem früheren Standpunkte abzuweichen und wird die 
Regierung in der Verfolgung dieſer Ziele unterſtützen. Dieſe Ziele ſind 
dabin gerichtet, das Reich in ſeiner eigenen Finanzkraft und in ſeinem 
ganzen politiſchen Halt zu konſolidiren und von dem Koſtgeld der Par⸗ 
kikularſtaaten unabhängig, ſodann die Mittel möglicherweiſe flüſſig zu 
machen, um den Staaten, denen man die indirekte Steuergeſetgebung 
entzogen bat, die Möglichkeit zu geben, ihre Bedürfniſſe zu befriedigen 
und ihre direkte Steuern zu reformiren, endlich — und das iſt wohl 
das Schwierigſte — gleichzeitig den Kommunalverbänden zu belfen. 
Das Geſetz vom 27. Oktober 1879 hat alle dieſe Ziele bereits ausge⸗ 
ſprochen, und darum iſt es wunderbar. daß jetzt gerade die Herren auf 
anderen (der linken) Seite des Hauſes, denen wir dieſes Geſetz 
en, gerade Herr Hobrecht und ſeine Freunde, ſich heute in fun? 
damentalem Gegenſatz zum Prinzip dieſes Geſetzes befinden, da Herr 
v, Benda die Verwendung der 21 Millionen zu Steuererläſſen bedauert. 
Wer iſt denn der Vater dieſes Geſetzes, das uns zu dieſer Verwen⸗ 
dung zwingt? Nicht die konſervative Partei, die in ihrer großen 
Mehrheit und ich darunter, dagegen ſtimmte, ſondern die liberale 
erblickte darin eine wirklich rettende That. Wenn jetzt die Kon⸗ 
ſequenen kommen und Sie (links) erkennen, daß dieſem Hauſe ſogar 
Aus gabebewilligungs recht bezüglich der vom Reich an uns gelan⸗ 
genden Einnahmen perſchränkt iſt, dann iſt es wirklich zu loben, in 
welcher fonſtitutioneller, fein liberaler Weiſe Sie die Geſetzgebung da⸗ 


— 


mals beſorgt baben, und wir, die Gegner derſelben, ſehen eigentlich 


ie Sie auf Grund des von Ihnen 
eſetzes nun von der Regierung fortgeſetzt beim Wort ge⸗ 
halten werden. Bei Ihnen haben ſich die Beamten zu bedanken, daß 
ſie noch warten müſſen. Die Regierung hat ſich bemüht die Fehler 
des Verwendungsgeſetzes von 1879 zu korrigiren und die Zwangs⸗ 
klauſel vom vorigen Jahre zu mildern, nach welcher nicht blos die auf 
Grund des alten Geſetzes, ſondern auch die neu eingehenden Steuern 
unperkürzt zu beſtimmten Zwecken verwendet, die Klaſſenſteuer, ſo⸗ 
weit ſie nicht aufzuheben iſt, den Kreiſen, die Hälfte der Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer den Kommunen ohne Rüdjicht auf ſpätere Bedürf⸗ 
niſſe des Staates überwieſen werden ſoll. Aber die Fehler der frübe- 
ren Geſetzgebung ſucht die Regierung jetzt zu befeitigen: fie will von 
einem Steuererlaß über die 4. Klaſſenſteuerſtufe hinaus für alle Zukunft 
abſehen, während die konſervative Partei auch heute noch auf dem bei 
der Etatsberathung ausgeſprochenen Standpunkt ſteht, die beiden un⸗ 
terſten Stufen völlig außer Hebung 8 ſeten. Ob man da nun in 
der Steuergeſetzgebung eine gewiſſe Abrundung gewinnen foll, wie das 
zur Klaſſenſteuer lünftig heranzuziehende Exiſtenzminimum zu beſtim⸗ 
men ift, dieſe Fragen laſſen ſich bei der organiſchen Steuerreform ſehr 
wohl erledigen. bas vorliegende Geſetz hat aber auch die Zwecke be⸗ 
züglich der Ueberweiſung der Grund: und Gebäudeſteuer klarer gelegt 
und überhaubt die im vorigen Jahre noch ſehr im Dunkeln 
liegende Verwendung der an uns gelangenden Reichseinnahmen 
zu ſpezifiziren verſucht. Das führt zu der Frage: iſt es 
überhaupt glücklich in dieſer Form der Verwendungsgeſetzgebung für 
die Zukunft Geſetzgebung zu machen! Dieſe Frage iſt ſo ſchwerwie⸗ 
end, daß ich mich für verpflichtet halte, ſie offen auszuſprechen. Die 
a den eee ſind ja ſo reichhaltig, daß der Abg. Richter uns 
ie in ſeinem Antrag eine ganz neue Serie von dergleichen vorgeſchlagen 
at. Er iſt ja eigentlich der Vater der Beſtimmung, betreffend die 
Erleichterung der Schullaſten, die jetzt im Verwendungsgeſetz ſteht 
durch ſeine Anregung, die er im vorigen Jahre dem Herrn Reichskanzler 
gab und die von demſelben ſofort mit Energie aufgenommen wurde, 
und jetzt kommt der Abg. Richter mit ganz neuen eee 
er will ſogar den Immobilien-, den Pacht⸗ und Miethsſtempel ermäßigt 
ſehen und die ganze Gewerbeſteuer reformiren. Der Finanzminiſter ſollte 
ſich wirklich bei Abfaſſung eines neuen Verwendungsgeſetzes des Herrn 
Richter bedienen. (Heiterkeit.) Die bisher mitgetheiſten Zwecke haben 
bereits zum großen Theil den Erfolg gehabt, der Reichsregierung in 
der That Gegner bei der Durchführung ihrer wirthſchaftlichen Reform⸗ 
pläne zu erwecken; wie das „Patrimonium der Enterbten“ in der offi⸗ 
ziöſen Preſſe dem Monopol ohne Zweifel eine ganze Reihe von Gegnern 
erweckt bat, jo ſteigern auch die n n Ziele, welche nach 
vielen Seiten hin in hohem Grade 2 a ea 
Den einzelnen Zwecken ſind viele wohl geneigt, aber nur, wenn fie 
einen organiſchen Reformplan der direkten Steuern vor ſich haben. 
Sie ſind gegen das Herausgreifen einzelner Punkte der Klaſſen⸗ 
und Einkommenſteuer, weil dadurch eine organiſche Steuerreform 
überhaupt erſchwert wird, trotz ihrer Hinneigung für die Reformpläne 
der Reichsregierung. Faſt allſeitig würde man zuſtimmen, wenn die 
Regierung vorſchlüge, im Wege eines Schuldotationsgeſetzes den Ge⸗ 
meinden zu helfen. Man käme dann zu denſelben Reſultaten, welche 
die Staatsregierung jetzt verfolgt. Aber gegen die jetzige Vorlage hört 
man die allerſchwerſten Bedenken, weil man von ihr die völlige Ver⸗ 
ſtaatlichung der Schule fürchtet und die Rechte der Gemeinden und 
Familien an der Schule für gefährdet hält, wenn der Staat erſt die 
Koſten für ſie übernimmt. Man hält eine Einwirkung der Gemeinde 
und Familie auf die Schule alsdann wenigſtens für kaum länger halt⸗ 
bar. Alle dieſe Bedenken werden laut und in den letzten Tagen ſelbſt 
in Kreisen ausgeſprochen, welche die wärmſten Freunde der wirthſchaft⸗ 
lichen Pläne des Reichskanzlers in ſich ſchließen. Mit der Ueberweiſung 
der halben Grund⸗ und Gebäudeſteuer an die Kommunalperbände ſteht 
es ähnlich. Ueber dieſe Frage ſind bekanntlich meine politiſchen Freunde 
nicht ganz einig: der eine Theil wünſcht den Erlaß der halben Grund⸗ 
und Gebäudeſteuer im Wege einer organiſchen Steuerreform und die 
Gleichſtellung der Beſteuerung des Kapitals mit derjenigen Steuer, 
welche vom Grundbeſitz gefor wird. Der andere Theil glaubt zu 
demſelben Ziele zu gelangen, wenn blos die Ueberweiſung der halben 
Grund⸗ und Gebäudeſteuer an die Kreiſe erfolgt, obwohl aus dieſer 
Auffaſſung folgt, daß die Grundbeſitzer dadurch in die Lage kommen, 
den größten Theil der Kreislaſten in Zukunft allein zu tragen. Eine 
Entſcheidung für die eine oder andere Auffaſſung iſt nur 
möglich, wenn man das ganze Bild der organiſchen Steuerreform 
vor fi hat, wenn man ſieht, wie der Grundbeſitz gegenüber dem Ka⸗ 
pital berangezogen wird, wie ſich die Perſonalſteuer gegenüber der 
Realſteuer ftellt, wieweit die erſtere überhaupt noch erhoben werden 
ſoll, mit welcher prozentualen Erhöhung u. ſ. w. Von liberaler Seite 
hat noch Niemand ein Wort geſagt, woher die Mittel entnommen 
werden jollen zur Erleichterung der direkten Landes⸗ und Kommunal⸗ 
ſteuern. Die „Nationalzeitung“ ſprach kürzlich von einem großen Pro⸗ 
gramm, welches die Liberalen loslaſſen würden, ich habe aber von 
rn v. Benda nur das eine Wort „Getränkſteuer“ gehört und die 
allein kann doch nicht helfen. Die Steuerkraft des Landes wollen wir 
ebenſo ſchonen wie er, aber am meiſten angeſpannt iſt ſie auf dem 
Gebiet der Kommunalbeſteuerung. Haben Sie kein Ohr für den täglich 
ſtärker werdenden Nothſchrei, wiſſen Sie kein Mittel dieſer Noth ab⸗ 
zuhelſen — glauben Sie mir, der Herr Reichskanzler 1 5 ſein Tabaks⸗ 
monopol ſo ſicher wie etwas! (Ruf: abwarten!) Aber ganz unbe⸗ 
greiflich war es, daß Herr von Benda ſich gegen das Monopol als 
eine 5 der unteren Klaſſe ausſprach. Weiß er nicht, daß 
gerade die jetzige Beſteuerung des Tabaks, welche die Liberalen bes 
ſchloſſen haben, die unterſten Volksklaſſen am meiſten bedrückt und x 
das Monopol das Mittel iſt, dieſe Ungerechtigkeit zu beſeitigen 
(Lachen links.) Die Herren, welche lachen, rauchen ihre Cigarre, die 
nicht höher beſteuert iſt, wie die des armen Mannes. Wo bleibt da 
Ihre Fürſorge für den armen Mann? Ihre günſtige Poſition bei den 
letzten Wahlen beruhte auf der Unkenntniß der Details der Monopol⸗ 
vorlage. Die Ungeheuerlichkeiten, welche Sie über die Vertheuerung 
des Tabaks dem Publikum vormalten, über die Nothlage der Arbeiter, 
die Schädigung der Fabrikanten, wo bleiben ſie gegenüber der Vor⸗ 
lage? Tabak und Cigarren werden nicht theurer, Arbeiter und Fabri⸗ 
kanten werden reichlich entſchädigt u. ſ. w. Ihren neueſten Flug⸗ 
blättern merkt man ſchon an, daß Sie Mühe haben, das Publikum an 
Ihre Behauptungen länger glauben zu laſſen, es find ſo gequälte 
Gründe. die Sie vorbringen daß es ſich kaum der Mühe verlohnt, ſie 
zu widerlegen. (Sehr richtig! rechts.) Der Redner ſchließt mit dem 
Vorſchlage, das Verwendungsgeſetz an eine Kommiſſion von 21 Mit⸗ 
gliedern zu überweiſen. 


mit einer geroifien Schadenfreude, wie 
gewollten 
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Abg. v. Benda (zur Geſchäftsordnung): Ich habe ein Mißver⸗ 

ändniß zu berichtigen. Ich perſönlich habe gegen eine Kommiſſtons⸗ 

erathung nichts zu erinnern, habe aber keinen Antrag darauf geſtellt. 
Meine Partei wird für Berathung im Plenum ftimmen. 


Abg. Rickert: Herr v. Rauchhaupt hat ſich für das Verwen⸗ 
dungsgeſetz einſchreiben laſſen: ich kann ihm aber verſichern, daß ich, 
der ich gegen daſſelbe eingeſchrieben bin, ihm mit Wohlbehagen zu⸗ 
gehört babe. Schneiden Sie die Ausfälle gegen uns, zu denen er ſich 
nach ſeiner konſervativen Geſinnung verpflichtet fühlte, heraus, ſo 
haben Sie eine vortreffliche Rede gegen das Verwendungsgeſetz. 
Wenn Sie (links) vor Ihren Wählern einmal um Gründe gegen das 
Geſetz verlegen ſein ſollten, nehmen Sie die Rede des Herrn v. Rauch⸗ 
haupt, niederſchmettern werden Sie dieſes Geſetz mit den Worten des 

errn v. Rauchhaupt. (Heiterkeit) Niemand hat die Prinzipien des 
geſetzes ſchärfer vernichtet als von Rauchhaupt. Sie werden ſich 
vielleicht wundern, wenn Sie Ihren eigenen ſtenographiſchen Bericht 
zu Geſicht bekommen. Men] Herr v. Nauchhaupt hat Recht, 
dieſes Geſetz wird der Wirthſchaftspolitit und Finanzreform des Herrn 
Reichskanzlers noch mehr Gegner machen wie bisher. (Zuruf rechts: 
nein!) Herr v. Rauchhaupt hat ſich zum Dolmetſcher unſerer Ge⸗ 
ſinnung gemacht, als er einen Steuerreformplan im Ganzen verlangt. 
Das haben wir dem Finanzminiſter ſchon fo oft gejagt, aber obwodl 
uns wiederholt ſeit Jahren erklärt iſt. der Steuerreformplan werde 
vorgelegt werden, kennen wir ihn immer noch nicht. Der Finanzminiſter 
ſchweigt darüber nach wie vor. Wozu alſo noch eine Kommiſſionsberathung. 
Sie mögen doch daran denken, daß diefenigen, die außerhalb ſtehen, 
ein feines Gefühl dafür haben, was das Parlament ſich jetzt bieten laſſen 
muß. (Sehr richtig! links.) Wir ſtehen hier vor einer Frage der 
Würde des Parlaments. einer der erſten Sitzungen des Abgeord⸗ 
netenhauſes hat der Finanzminiſter zugeſagt, das Geſetz in kürzeſter 
Zeit vorzulegen, zur Fertigſtellung hat die Regierung nahezu 1 Jahr 
Zeit gehabt. Kurz vor Oſtern, nachdem wir hier Monate lang geſeſſen 
und gearbeitet, bringt man uns ein ſo wichtiges Geſetz und mutbet 
uns zu, es zu erledigen, während der Reichstag ſitzt. Wenn Sie ſich 
das gefallen laſſen, ſo iſt das Ihre Sache. Ich meine, wir haben die 
Verpflichtung, darauf zu halten, daß die Staatsregierung auch diejeni⸗ 
gen Rückſichten beobachtet, die ſie den Vertretern des Volkes ſchuldig 
iſt. (Sehr wahr! links.) Der Reichskanzler hat es ſcharf verurtheilt, 
daß die Landtage zuſammenbleiben, wenn der Reichstag berufen iſt, 
und jetzt iſt es gerade die preußiſche Regierung, welche uns zumutbet, 
in beiden Parlamenten nebeneinander die ſchwerwiegendſten Fragen zu 
löſen. Wenn man auf dieſe Weiſe mit den Parlamenten umgeht, dann 
iſt in fündten, daß der Verkehr nicht mehr in denjenigen freundlich⸗ 
parlamentariſchen Formen zu halten, die wir alle aufrecht zu erhalten 
wünſchen. (Oho rechts, lebhafte Zuſtimmung links.) Ich meine, daß 
die Zumuthung, die man uns hier im letzten Augenblicke Reit, während 
man monatelang Zeit hatte, uns zu fragen, eine unzuläſſige iſt. (Zu⸗ 
ruf.) Wer das nicht empfindet, mit dem will ich nicht rechten. Die 
8 hat gewiß das Recht, eine Antwort von uns zu verlangen. 
Geben wir ſie in einer Berathung im Plenum. Es wäre rückſichts⸗ 
los, gegen den Reichstag, wenn wir anders verfahren wollten. Wir 
werden mit dieſem Geſetz auch in öffentlicher Berathung im Plenum 
fertig werden, ohne irgend etwas an Gründlichkeit vermiſſen zu laſſen. 
Die Verdienſte, die v. Rauchhaupt für ſich und die Konſervativen in 
Betreff des Steuererlaſſes zugeſchrieben, ſommen ihm leider nicht zu. 
err v. Minnigerobe nahm bekanntlich lediglich einen Antrag des Abg. 
ichter auf. ichten Sie darauf, aus dieſen Dingen Kapital für 
ſich zu ſchlagen. Was die Steuerreform ſelbſt anbetrifft, ſo wachſen 
die Summen von Jahr zu Jahr. Heut ſind wir ſcho viel weiter, als 
die 200 Millionen neuer Steuern, welches bekanntlich unter Anklage 
geſtellt it. 145 Millionen ſind bewilligt. Im vorigen Jahre ver⸗ 
langte man im Verwendungsgeſetz 105 Millionen neuer Reichsſteuern, 
in dieſem Jahre verlangt das neue Geſetz ſchon 188 Millionen. Wenn 
dies Geſetz nun wieder zu Fall kommt — ich glaube, der Finanzminiſter 
erwartet nichts anderes (peiterkeit), ich glaube, daß er von der parla⸗ 
mentariſchen Leiſtungsfähigkeit einen beſſeren Begriff hat wie der Reichs⸗ 
kanzler, den wir leider nicht unter uns ſehen. Wenn die Sache ſo 
weiter geht, werden auch die Miniſter erklären: das können wir nicht 
leiſten. Der Vizepräſtdent des Miniſteriums ſcheint allerdings noch 
nicht geſchwächt zu ſein eie ich gratulire ihm, aber ich fürchte, 
auch er wird bald erklären: Ich kann nicht mehr. (Heiterkeit) Was 
ſoll es nun aber mit dieſen Ueberweiſungen an die Einzelftaaten 
und Kommunen! Werden ſie dauernde ſein? Nein — ſobald 
das Reich mehr Geld braucht, nimmt es daſſelbe einfach wieder 
an ſich in Form von Matrikularbeiträgen. Wir haben das ja 
erlebt. Alſo eine Garantie für eine dauernde Entlaſtung der Staaten 
und Gemeinden giebt dies Geſetz garnicht. Wird man nicht große 
Verlegenheiten ſchaffen, wenn man ihnen das wieder megnimmt ? 
Und welche Hoffnungen erregt man nicht bei den Beamten obne irgend 
eine Chance, daß ſie erfüllt werden? Muß das nicht einen ſehr 
ſchädlichen Einfluß auf ihre Verhältniſſe üben? Woher aber wollen 
Sie denn — und das iſt die Hauptſache — die 188 Millionen nehmen, 
um dieſe Dinge auch nur für ein paar Jahre durchzuführen? Das 
Monopol wird doch nach der Rechnung der Regierung ſpäter nur 
165 Millionen bringen, woher kommt der Reſt? Herr v. Rauchhaupt 
wird im Reichstag von ſeinen ſächſiſchen Freunden eine andere Anſicht 
über das Monopol erfahren können. Das bekommen Sie nun einmal 
nicht. Wie es mit den Einnahmen aus dem Monopol ſteht, bat 
Frankreich gezeigt. Man erwartete bei Einführung ſofort 80 Millionen 
und hat erſt nach 35 Jahren 60—70 Millionen bekommen. Auch wir 
wollen die Selbſtſtändigkeit der Reichsfinanzen; das war von Anfang 
an das liberale Programm, aber wir wollen es unter Aufrechterhaltung 
der konſtitutionellen Rechte des Reichstags. Die hier verlangte Ver⸗ 
mn der Finanzen des Reichs mit denen der Einzelſtaaten und 
ommunen iſt für alle Theile ſchädlich. Auch den Kommunen kann 
man nur dadurch wirklich helfen, wenn man es ihnen möglich macht, 
ihr eigenes Steuerſyſtem auszubilden — auch das indirekte, wenn man 
nur 1 die Beſteuerung der nothwendigen Lebensmittel ins Auge 
faßt. (Redner geht alsdann noch auf den neuen Theil der Vorlage, 
die Erleichterung der Schullaſten ein und ſetzt auseinander, daß die 
Maßregel ſehr ungleich wirke und daß vor Allem noch ſtatiſtiſches 
Material jeble.) Ich ſchließe mit der Bitte, die Vorlage nicht an 
die Kommiſſion zu verweiſen, ſondern die Erledigung gründlich, aber 
ſchnell vorzunehmen, ſo ſchnell, als die Geſchäftsordnung es zuläßt. 
Wenn man fortgeſetzt über die lange Dauer der Parlamente klagt, ſo 
möge man die parlamentariſchen Arbeiten nicht ohne Noth häufen. 


Finanzminiſter Bitter: Die letzte Ueberarbeitung des Entwurfs, 


die Ergänzung des ſtatiſtiſchen Materials der Motive und die ſpäte 


Einberufung des Landtags hat die Bocleaung dieſes Geſetzes verzögert. 
Auch die Regierung iſt am Ende ihrer Kräfte angelangt, auch wir 
haben keineswegs die ganze Zeit in Ruhe zugebracht, aber wir thun 
unſere Schuldigkeit doch und werden es thun, fo lange es nötbig iſt. 
Welche Angriffe auch gegen uns oder gegen mich gerichtet werden 
möchten, die parlamentariſchen Formen und Rückſichten werden wir 
niemals außer Acht laſſen. Sollte das Haus ſich auf eine Plenar⸗ 
beratbung beſchränken, ſo möge es nicht verlangen, daß die Regierung un- 
vorbereit't die erforderliche Auskunft giebt und das gewünſchte 
ſtatiſtiſche Material vorlegt. Dies iſt nur in der Kommiſſion möglich, 
auf die wir den größten Werth legen. An den Zielen der Steuer⸗ 
reform, die wir 1879 inaugurirt haben, halten wir feſt. Durch die 
ſteigende Kulturentwicklung des Reichs und der Einzelſtaaten find auch 
die Schullaſten geſtiegen und damit die Anſprüche an die Staatskaſſe. 
Folge deſſen und da die Kommunalabgaben allen dieſen Bedürf⸗ 
niſſen folgen, find auch die Kommunglſteuern, welche der Staatsſteuer 
folgen, zu einer Höhe gelangt, die kein swegs fortdauern können, ohne 
das Gleichgewicht des Staats und der Kommunen auf's Allerempfind⸗ 
lichſte zu flören. Der bisherige Steuererlaß hat den Druck drr Kom⸗ 
munen nicht beſeitigt, da die Kommunalſteuern in ſteigender Progreſſton 
ſich bewegen. Deshalb wäre es gut, wenn auch die Kommunen ſich 
der indirekten Beſteuerung zuwenden möchten, welche in ein ſelnen Städten, 
wie Breslau, Potsdam, Poſen und Koblenz, bereits durchgeführt iſt. 
Es iſt zu bedauern, daß das Kommunalſteuergeſetz, welches einen Para⸗ 
grapben betr. dieſer indirekten Steuer enthielt, nicht angenommen 
wurde. Wenn gefragt wird, womit das Bedürfniß dieſes Verwen⸗ 
dungsgeſetzes gedeckt werden ſoll, jo kann ich nicht verhehlen, daß die 
Regierung mit auf die Erträge des Tabaksmonodels gerechnet hat und 
rechnen mußte. Die Steuerreform im Reich ſteht mit der preußiſchen 
Reform in untrennbarer Verbindung. Wenn der Abg. v. Rauchhaupt 
efragt hat, wie die Beamtengehälter bei der ſchwankenden Natur der 
Mebermeifungen ſicher geſtellt werden ſollen, fo verweiſe ich auf die 
Motide, wo ausdrücklich gejagt iſt, daß die Erhöhung der Beamten⸗ 
gehälter nach einem feſtzuſtellenden Normalplan erfolgen ſoll und daß 
ſogar für die einzelnen Kategorien diejenige Summe genannt werden 
kann, die für dieſe in Ausſicht genommen ſind. Die Furcht, daß durch 
die Entlaſtung der Gemeinden von den Schullaſten die Kommunal⸗ 
ſchulen zu Staatsanſtalten würden und der Gemeinde und Familie 
entfremdet würden, iſt voukommen unbegründet, ebenſo auch die 
Beſorgniß, daß nach Einführung des Tabaksmonopols Preußen ſeine 
Erträge aus der Tabaksſteuer einbüßen würde. Ich bitte das Haus, 
das Geſetz in der Kommiſſion durchzuberathen. h ; 

Abg. v. Minnigerode: Bei der Rede des Abg. Rickert habe 
ich beinahe das Gefühl gehabt, als ob derſelbe auf unſerer Seite Platz 
nehmen würde, freilich im letzten Augenblick lenkte er wieder ein. 
Wenn der Abg. v. Rauchhaupt auch eme Kritik ausgeübt hat an dem 
vorliegenden Geſetz, ſo beruhen doch die Konſequenzen, die Rickert aus 
derſelben hergeleitet, auf einem Mikverftändnit. Es iſt die Aufgabe 
erſter Leſungen, etwaige Bedenken gegen eine Vorlage vorzubringen. 
Auch Abg. v Rauchhaupt hat darum ſeine Hauptbedenken vorangeſchickt 
und feine Rede war in dieſer Beziehung eine oratoriſche Leiſtung. 
(Widerſpruch links.) Ja, das beweiſt die Rede Rickert's, die keinen 
einzigen neuen Gedanken enthält. Sie (lints) find die Veranlaſſung 
zu dieſer ganzen Geſetzgebung, Sie haben im Reichstag die Bewilligung 
neuer Steuern abhängig gemacht von der Fixirung der Verwen ungs⸗ 
zwecke derſelben in den Eimelftanten.. Um allen Zweifel zu heben, will 
ich hervorheben, daß meine Freunde in er Hauptſache auf dem Boden 
dieſes Geſetzes ſtehen. Sie ſind einverſtanden mit der Richtung, die 
daſſelbe verfolgt, und anerkennen die Zedürfniſſe, auf deren Abſtellung 
es gerichtet iſt. Der Grundgedanke, er hier verfolgt wird, läßt ſich 
nicht mehr verdunkeln. Mag feine Bı wirklichung auch noch auf Jahre 
hinausgeſchoben werden, kommen wird fie, denn bier liegen Mißſtände 
vor, die nur auf dem Wege indirekter Steuern beſeitigt werden 
können. Was nun die Klaſſenſteuerreform betrifft, jo meinte der 
Abgeordnete v. Benda. daß eine direkte Steuerreform nach dieſer Rich⸗ 
tung auch in Preußen möglich ſei ohne das Reich. In begrenzter 
Form ja, aber wollen wir weiter gehen und auch die Gewerbeſteuer 
beſeitigen, die mit jo großen Schäden behaftet iſt, ſo bezweifle ich, ob 
uns dies möglich ſein wird ohne Zuſchüſſe von Seiten des Reichs. 
Bezüglich der Volksſchulen ſtehe ich ganz auf dem Standpunkt des 
Ministers. Ich kann nicht zugeben, daß durch dieſes Geſetz die Volks⸗ 
ſchulen zu Staatsſchulen gemacht und die Intereſſen der Familie und 
der Kirche ganz in den Hintergrund geſchoben werden. Handelt es fich 
doch nur um eine Zubuße, um eme Erleichterung der Kommunen durch 
den Staat, ein Gedanke, der in Preußen ſehr nahe liegt, das nicht 
nur das Land der Soldaten, ſondern auch der Schulen von jeher ge⸗ 
weſen iſt. Abg. v. Benda ſagt: was ſoll das alles nutzen, die Laſten 
werden bleiben wie zuvor. Darüber ſtreiten wir ſelbſtverſtändlich nicht. 
Die Laſten werden ſich ſogar ſteigern mit den fieigenden Bedürfniſſen. 

Es handelt ſich einfach darum, wie die Laſten beſſer vertheilt wer⸗ 
den können. Abg. v. Benda, dem v. Rauchhaupt zu meinem Bedauern 
in dieſem Punkte beipflichtet, meint, daß man mit der Grund⸗ und 
Gebäudeſteuer ruhig noch warten könne. Ich ſehe die Sache nicht ſo 

emüthlich an. Fur die Provinz Sachſen mit ihrem großartigen 

nduſtriebetrieb mag dies ja zutreffen, aber wo haben wir einen anderen 

heil des Landes, der gleich fituirt iſt. Ich kann aus meinen Erfah⸗ 
rungen nur konſtatiren, daß baldige Abhilfe überall da dringend geboten 
iſt, wo nicht ein großer Fabrikbetrieb beſteht. Was nun die Frage der 
Beamtendotationen betrifft, jo läßt ſich allerdings darüber ftreiten, ob 
dieſe Position redaktionell in dieſes Geſetz gehört. Allein fie berührt 
ein Moment, gegen das wir uns auf die Dauer nicht ablehnend ver⸗ 
halten können, nachdem die Gehälter der Juſtizbeamten bedeutend auf? 

ebeſſert find. Ich will noch kurz bei dem Antrag Richter verweilen. 

ch darf wohl ausſorechen, daß er in feinem weſentlichen Theile nichts 
Neues enthält, nur Gedanken, die auch von uns vertreten ſind. Er 
legt nur Zeugniß ab von dem agrariſchen Zuge, der durchs Land geht. 
Auffallend iſt freilich, daß auch der Antrag Richter. baſirt auf der 
ſchwankenden Ueberweiſungsform, die der Abg. Rickert ſo heſtig ange⸗ 
griffen hat, und weiter, daß der Antrag nur von der Gebäudeſteuer 
ſoricht, alſo nur ein get für die Städte ſchaffen will. Hier 
zeigt ſich fo recht, daß die Fortſchrittspartei eine ſtädtiſche Partei iſt. 
(Sehr wahr! rechts.) Ich wiederhole, wir ſtehen durchaus auf dem 
Boden dieſes Geſetzes und werden daher für eine kommiſſariſche Be⸗ 
rathung defielben ſtimmen. Eine ſolche kann recht gut den Plenar⸗ 
ſitzungen des Reichstags parallel gehen, und wir hoffen, daß in der 
Kommiſſion die Bedürfniſſe, die dieſes Geſetz veranlaßt haben, fo klar 
Ddargeſtellt we — 7 ur ir jetzigen Gegner fih mit uns vereini⸗ 

werden. ifall rechts. . 3 8 
gr Abg. Wind ibor ſt: Ich meinestheils glaube, daß die Frage, 
welche hier vorliegt, fo umfangreich und ernſt iſt, daß, wenn man jie 
wirklich gründlich löſen wollte, man einer außerordendlichen Seſſion 
benötbigt wäre. Wir müßten uns das ganze Steuerſyſtem des Landes 
im Verhältniß zum Reiche klar machen, beſtimmt wiſſen, was wir be⸗ 
rathen und was wir aufgeben wollen, vor allem, was für Pläne vor⸗ 
handen find in Beziebung auf die Reform, ehe wir folde kleinen 
Stücke, wie fie hier gefordert werden, ins Leben rufen. In Bezug auf 
die Schulen müßten wir erfahren, wie die Familie und Gemeinde ge⸗ 
ſtellt ſein ſoll gegenüber dem Staat im Allgemeinen. Eine ſolche 
Frage ließe ſich aber ohne ein vollſtändiges Schuldotationsgeſez — 
das Mindeſte, worauf wir beſtehen müßten — gar nicht beantworten. 
Darüber kann doch kein Zweifel beſtehen, daß, wenn in ſolchem Maße 
Schullaſten zu Staatslaſten gemacht werden ſollen, der Staat noth⸗ 
wendig noch mehr wie jegt zum alleinigen Herrn der Schule werden 
muß. Auf dieſen Plan geben wir nicht ein. Ehe wir nicht wiſſen. 
wie die Rechte der Eltern, Gemeinden und der Kirche geſtellt find, 
wollen wir auch dem Staat nicht überantworten, was dem Menſchen 
am Theuerſten iſt. Daß der Staat Abſichten, wie ich fie angedeutet, hat, 
iſt mir unzweifelhaft. Die Tendenz der Zeit geht nach dieſer Richtung. 
Bir ſehen das in den benachbarten Staaten, und Preußen hat bereits 
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einige Etappen auf dieſem Wege überſchritten. Was die Gehälterfrage 
betrifft, fo bir ich allerdings der * daß einzelne Kategorien 
der Verwaltung — ſo die Landräthe — der Gehaltsaufbeſſerung be⸗ 
dürſen. Vor allem iſt es klar, daß die geringeren Klaſſen der Beamten 
beſſer geſtellt werden müſſen. Aber d eſe Frage kann doch nur geregelt 
werden durch ein beſonderes Beſoldungsgeſetz oder beim Etat, wie das 
bisher geſchehen. Auch darüber werden alle einverſtanden ſein, daß 
die Kommunen entlaftet werden müſſen, und wenn die Regierung eine 
derartige Tendenz verfolgt, ſo müſſen wir dankbar anerkennen und 
unterſtützen. Es iſt aber die Frage, ob das ſo nebenher geſchehen 
kann. Ich kann dieſe Frage nicht beantworten, ohne die Kommunal⸗ 
beſteuerung in den einzelnen Provinzen ſtudirt zu haben. Ich kann 
alſo auch nicht ſagen, wie es amufangen ſei, da mir das 
Material fehlt. Aber es fällt mir auf, daß Niemand daran 
denkt, ob nicht auf anderen Gebieten zu ſparen ſei. Im Etat haben 

e große Poſitionen bewilligt, die wir füglich hätten entbehren können. 

ich will nicht, daß dieſe Diskuſſion in's Land hinausgeht, ohne daß 
nicht wenigſtens eine Stimme die Nothwendigkeit einer Beſchneidung 
des Etats betont hat. Nach der Auslaſſung der Regierung iſt dies 
Verwendungsgeſetz gemacht in der Vorausſetzung, daß das Tabaks⸗ 
monopol bewilligt wird. Iſt das der Fall, ſo hätte man dieſe Vorlage 
erſt einbringen tollen, wenn das Tabalsmonopol bewilligt iſt. Ich 
liebe, wie der Reichskanzler, die Politik der freien Hand, darum gehe 
ich auf Nichts ein, was ein Präjudis für meine Erwägungen im 
Reichstag ſchafſen kann; darum bin ich auch gegen dieſe Vorlage, weil 
geſagt il, daß fie ein ſolches Präſudiz herſtellen fol. Man will 
hier eine Pandorabüchſe hinhalten, die für Jeden Zuckerplätzchen ent⸗ 
hält und den Kindern Appetit erweckt. Wenn nun der Reichstag das 
Monopol nicht bewilligt, ſo ſind die Kinder enttäuſcht. Ich gieße die 
Büchſe erſt dann aus, wenn fie gefüllt ift, nich“ wenn fie noch zu füllen 
iſt. Sie wollen durch das Geſetz das Fell des Bären theilen und 
haben den Bären nicht. Ich höre, daß der Bär angebunden iſt. In 
gewiſſem Sinne kann ich das zugeben. Aber der Ausſpruch hat eine 
doppelte Bedeutung, die ich nicht erörtern will. Wer bürgt uns auch 
dafür, daß das Programm, das in dieſem Geſetz aufgeſtellt worden, 
erfüllt wird. Wir haben geſehen, mit welcher Leichtigkeit Geſetzespa⸗ 
ragraphen bei Seite geſchoben find, könnte dies nicht auch mit dieſem 
Programm zeſchehen? Wir verſtehen darum auch nicht, wie man 
Werth auf dieſe Vorlage legen kann. Trotzdem würde ich für eine 
kommiſſariſche Berathung ſtimmen, wenn ich glaubte, daß ſich noch Ge⸗ 
deibliches erreichen ließe. Mit der größten Aufmerkſamkeit habe ich zur 
gehört, es haben alle Parteien geſprochen bis auf den Fortſchritt, der 
noch nachkommt. Aber Herr Richter wird ſich ähnlich äußern wie Herr 
Rickert, wenn nicht alles täuſcht, freilich leben wir jetzt in einer Zeit 
der Ueberraſchungen. Was wollen wir denn in der Kommiſſion. Sie 
ſind alle gegen das Geſetz. Am günſtigſten hat ſich noch Herr v. Min⸗ 
nigerode über daſſelbe ausgeſprochen. Aber auch er iſt nur mit dem 
Grundgedanken deſſelben einverſtanden. Welcher derſelbe iſt, iſt voll⸗ 
kommen unklar geblieben. Niemand kann ihn feſthalten an feiner 
Rede, er hat nach allen Seiten einen Ausweg. Das iſt ſehr geſchickt, 
aber ich fonftatiıs, daß auch er aus den Kommiſſionsberathungen nur 
ein Nein herausbringen würde. Der Miniſter hat uns für dieſelben 
reichliches Material verſprochen. Daran zweifle ich bei ihm am aller⸗ 
wenigſten, aber ich habe bereits im Eingang hervorgehoben, daß ohne 
Kenntniß des Steuerſyſtems, der Schuldotation, der Beamtenkategorien 
und der Kommunalbeſteuerung ſich eine Entſcheidung nicht treffen läßt. 
Es iſt nothwendig, daß Aenderungen getroffen werden, aber nur auf 
dem Wege organiſcher Vorlagen und ſo, daß die einzelnen Gegenſtände 
getrennt find. Ueber dies alles kann in der Kommiſſton nicht berathen 
werden. Von meinen Freunden ſind übrigens auch nur einige geneigt, 
in eine ſolche Kommiſſion einzutreten bei der jetzigen Geſchäftslage. In 
anderen Fraktionen wird das nicht beſſer ſein, und, iſt die Frage wirklich 
ſo wichtig, ſo mag ſie in einer beſonderen Seſſion geregelt werden. 
Ich kann mich übrigens der Annahme nicht verſchließen, als ob man 
mit dieſer Vorlage nur auf die Oeffentlichkeit einwirken wolle Kommt 
das Monopol nicht, jo jagt man: ſeht, da find die böſen Menſchen. 
die das Gute, was die Regierung wollte, vereitelt haben. Mit Rückſicht 
auf dieſen möglichen Zweck der Vorlage, will ich, daß dieſelbe hier in 
voller Oeffentlichkeit berathen werde, und ftimme deshalb für eine Be⸗ 
rathung im Plenum. 


Abg. v. Zedlitz: Nach der Beſchaffenheit des Entwurfs wäre 
eine Detailberathung deſſelben im Plenum ausgeſchloſſen. Wenn Sie 
alſo eine ſachliche Behandlung der Vorlage wollen, dann müſſen Sie 
für eine Ueberweiſung derſelben an eine Kommiſſion ſtimmen. Was 
die Ziele betrifft, die man mit dem zu verwendenden Gelde erreichen 
will, fo ſtimme ich mit Herrn v. Rauchhaupt darin überein, daß es ſich 
nicht empfehle, Bedürfniſſe feſtzulegen, für welche uns die Mittel fehlen. 
Wir ſind auch für eine organiſche Reform der direkten Steuern, aber 
es iſt wahrſcheinlich, daß wir zu dieſem Zweck noch etwas mehr an 
Steuererläſſen nöthig haben werden. Bezüglich der Ueberweiſung eines 
Theils, etwa der Hälfte der Grund⸗ und Gebäudeſteuer an die Kom⸗ 
munen dürfte wohl leicht eine Verſtändigung unter allen Parteien des 
Hauſes hergeſtellt werden. Durch die Uebernahme der Schullaſten 
durch den Staat würde der Charakter der Schule keineswegs geändert 
werden. Es iſt ein dringendes Bedürfniß, daß wenigſtens das Schul⸗ 
geld beſeitigt wird. Wenn wir etwa die Hälfte der zu verwendenden 
Summe zu dieſem Zwecke verwenden, dann könnten wir wenigſtens 
das Koypfſchulgeld durch ein gradatim nach unten ſich abſtufendes 
Schulgeld erſetzen. Darüber könnten wir uns wohl in der Kommiſſton 
verſtändigen, da dies auch ohne das Tabaksmonopol erreichbar iſt. Der 
zweite Theil des Entwurfs beſtimmt, daß die Ueberſchüſſe aus den 
Einnahmen des Reiches ohne Weiteres von Geſetzwegen zu beſtimmten 
Zwecken verwendet werden ſollen. Ich erkenne an, daß das ein Beweis 
für die Loyalität der Regierung iſt, mit der fie auch ihrerſeits zur 
Erleichterung der Einzelftaaten beitragen will. Ich vertraue der Re⸗ 
gierung, daß fie, wenn die Verwendungszwecke feftaeftellt und die Ein⸗ 
nahmen im Reiche bewilligt ſein werden, eine Verſtändigung zwiſchen 
den geſetzgebenden Faktoren zu erreichen beſtrebt ſein wird. Die jetzigen 
Erörterungen ſind doch nur akademiſcher Natur, über die ſich ſchwerlich 
eine Uebexeinſtimmung erzielen läßt. In dieſem Sinne bitte ich die 
Vorlage einer Kommiſſton zu überweiſen. (Beifall rechts.) 


Abg. Richter: Im vorigen Jahre war es die Rede des Reichs⸗ 
kanzlers, die, obwohl formell für das Geſetz gehalten, doch materiell 
die Regierungsvorlage zerſchlug, ſie hat die neue Ausarbeitung zur 
Folge gehabt, und dieſe iſt weiter nichts als die Formulirung ſeiner 
gegen das damalige Verwendungsgeſetz gehaltenen Rede. Nun befinden 
wir uns nicht nur am Ende einer Seflion, ſondern auch am Ende einer 
Legislaturperiode. Mag nun die Maforität des neuen Hauſes nach 
der einen oder anderen Seite ausfallen, ſie wird dann wenig danach 
fragen, was das frühere Haus bei der Berathung zu dem Geſetz gefagt, 
ondern wird ſeinen eigenen Weg gehen. Daß die Regierung ein 

nterefje an der Berathung dieſes Geſetzes hat, kann ich ja verſtehen. 

ie bildet ſich ein, daß dieſes Geſetz in dem großen Rahmen der 
Reform gewiſſernaßen die ſchöne, wohlthätige Seite, während 
das Tabaksmonopol die Belaſtung darſtellt, und fo möchte fie 
auch dieſe Seite parlamentariich hervorgeſchoben ſehen in dem 
Augenblick, wo im Reichstag die andere Seite hervortritt. Herr von 
Nauchhaupt hat ſelbſt geſagt, daß dieſe Taktik überaus zweifelhaften 
Werth für die Regierung habe. Er hat geſagt, ihr mögt ja diejenigen, 
die in dem Verwendungsgeſetze bedacht ſind, locken, aber ihr ſtoßt um 
ſo mehr die zurück, die nicht bedacht ſind, und dieſe werden ſich alſo 
gegen die ganze Reform kehren. Das iſt ein ſo fundamentaler Grund 
gegen das ganze Geſetz, daß es Herrn v. Minnigerode ſehr ſchwer 
fallen muß, und er hat es gar nicht ve ocht, das Gewicht dieſes 
Grundes abzuſchwächen. Es iſt ein Üehler einen Verwendungsplan 
eſetzlich feſtzuſetzen. Es wird in dieſem Geſetz wen daß das 
Reich 188 Millionen neuer Steuern bewilligt. Die cen hat 

ri 


aber blos das Tabaksmonopol, welches nur 100 Millionen bringt. 


Woher will man die übrigen 88 Millionen nehmen? Die 100 Millio⸗ 
nen werden aber vom Reichstage nicht bewilligt werden. v. Rauch⸗ 
haupt hat es als eine . bingeſtellt, daß die Armen nicht ſo 
boch mit der Tabalsſteuer belaſtet werden wie die Reichen. Es ift aber 
in der amtlichen Enquetekommiſſion nachgewieſen. se von den 
257 bis 258 Millionen, welche Frankreich aus dem Monopol zieht, — 
feinen Sorten nur etwa 11 Millionen Einnahmen bringen. 8 uns 
in der Monopolvorlage vorgeführt wird, beruht auf Pbantaſten der 
Straßburger Manufaktur, die mit ihrer eigenen Rechnung fetzt 
in die che geht. aber die 188 Millionen wirklich 
bewilligt ſind, wer ſagt uns denn, daß das Geld hierher 
kommt. Das Garantien nichts nutzen, haben wir beim Militäretat er⸗ 
fabren. Es find eben die Matrikularbeiträge erhöht worden. Vom 
Reichstage wird jetzt ein Zuſchuß von 25 Pro ent zur Reichsunfall⸗ 
verſicherung verlangt, unſerer Beamtengehaltsaufbeſſerung wird eine 
ſolche im Reiche entſprechen! Wir müſſen erſt wiſſen, wieviel das 
Reich vorweg für ſich in Anſpruch nimmt, damit nicht mit der rechten 
gan und infolge des Verwendungsgeſetzes Erträge an die Einzel- 
aaten gezablt werden, während mit der linken Hand infolge der 


erhöbten Matrikularbetträge das Gegebene wieder genommen wird. 


Wenn wir nicht wiſſen, wie wir die erhöhten Matr kularbeiträge be 
zahlen ſollen, ſo müßten wir dies Geſetz aufheben. Hundert Millionen 
ehen doch thatſächlich jetzt ſchon ein durch neue Steuern und 20 

üllionen haben wir davon und alle die Garantien haben 7 Rage 
mitgeſpielt. Wie kann man das „Zug um Zug“ nennen? r Zug 
auf der einen Seite bedeutet 100 Millionen und der Zug der Ente 
laſtung nur 20 Millionen. Unter dieſen Umſtänden iſt es gar keine 
Woblthat für die Betreffenden, daß ſie mit ihrer Beſoldungserhöhung 
in dies Verwendungsgeſetz eingeſchrieben find. Eine viel ſichere Ans 
wartſchaft würde ihnen gegeben, wenn man fagte, wenn die Erträge 
unſerer eigenen Staatsinduſtrie ſteigen, ſollen eure Beſoldungen erhöht 
werden. Entweder beſſern ſich unſere Verhältniſſe im Allgemeinen in 
der nächſten Zeit, dann ſteigern ſich alle Einnahmen, de unmittelbar 
daran ſich anſchließen im Reiche und den Einzelſtaaten von ſelbſt um 
Dutzende von Millionen, oder es geſchieht nicht, dann nützen uns auch 
neue Steuern nicht. Auf die Steuererleichterung lege ich großen 
Werth. Dieſer Poſten iſt aber erledigt, es iſt blos die Aufhebung der 
Klaſſenſteuerſtufen mit 14 oder 16 Millionen. Die Steuerzahler im 
Lande nehmen das nicht beſonders boch auf, wenn ihnen geſagt wird, 
es wird den Kommunen überw eſen, die können euch dann entlaiten, 
fie haben es viel lieber, wenn ſie direkt entlaſtet verden. Von dieſem 
Standpunkte aus baren wir auch die Anträge geſtellt. Ich hatte kein 
ans Intereſſe, dieſe Anträge Hand in Hand mit einem ſolchen 
rodeskandidaten durch das Haus gehen zu laſſen, fie würden auch in 
dieſem ſpäten Stadium der Seſſion zu einem praktiſchen Erfolge nicht 
mehr führen. Sie nehmen von einer neuen Reichsſteuer ganz Abſtand 
und weiſen auf de bereits vorhandenen Einnahmequellen hin. Herr 
von Minnigerode ſagte, wir hätten einen agrariſchen Zug in dem 
Programm verrathen und wir wären eine ſtädtiſche Partei. Weder 
das eine noch das andere ; wir ſuchen Steuererleichterungen durchzuſetzen. 
wo wir fie für gerechtfertigt erkennen, für das platte Land, für die 
Städte oder für beide zuſammen. Wir haben für die Erhöhung der 
Schuldotation geſtimmt, obgleich ſie faſt ausſchließlich dem platten 
Lande zu Gute kam. Daſſelbe traf auch bei den 9 Millionen Steuer⸗ 
erlaß zu. Was das Schulprogramm betrifft, ſo hat man ſich mit 
Unrecht auf mich bezogen. Ich habe in der damaligen Debatte auf 
die Rede des Reichskanzlers bemerkt, es härte mir fern gelegen, das 
Schulweſen gänzlich von den Gemeinde⸗ und Kommunalbeiträgen zu 
befreien. Es wäre nun beſſer, wenn man einmal Geld disponibel 
hätte zur Entlaſtung der unterſten Klaſſen, man es beſſer zur Auf⸗ 
hebung des Schulgeldes verwenden möge als zur Aufhebung der 
unterſten Klaſſenſteuerſtufen. Ich habe dann ausdrücklich geſagt, daß, 
wenn der Staat die Schullaſten trage, das Intereſſe der Kommunen 
an den Schulen abnehmen und dieſe theurer ohne beſſer werden wür 
den. Ich wünſche auch nicht, daß man die Schulen nach Art der Sol⸗ 
daten uniformirt, diszip inirt und ſchabloniſirt von oben herab. Dies 
paßt für das Militär, aber nicht für das Schulweſen. Was das Ver⸗ 
bältniß der Verminderung der munallaſten betrifft, ſo war es 
mir intereſſant, von Herrn v. Nauchhaupt zu bören, er halte dies für 
einen Tropfen auf den heißen Stein, das Land könne es noch länger 
aushalten. Herr v. Minnigerode wollte den Eindruck dieſer Aeußerung 
freilich wieder verwiſchen. Die Herren von der Rechten ſind alſo noch 
nicht einig darüber, ob das Land es noch länger aushalten könne. 
Gewiſſe Beſchwerden in Bezug auf Stadt und Land liegen vor, aber 
auf dieſe Weile wird ihnen nicht abgeholfen werden. Hier weiß 
man, was von den Kommunen bezahlt werden ſoll, aber nicht was in 
die Kommunen wieder zurückkommt und ich fürchte, das wird immer 
ſehr viel weniger ſein. Die großen Städte zahlen an Kommunalſteuern 
61 Millionen, alſo mehr als das ganze platte Land, und zurück be⸗ 
kommen fie bei der einen Nummer der Grund⸗ und Gebäudcſteuer 
6 Mill., alſo 11 Proz. Die neuen Steuern werden doch von den 
großen Städten getragen. Wollen die einmal ihren Konſum ſich ver⸗ 
tbeuern laſſen, fo würde es doch viel näher liegen, es für die eigenen 
Steuerſäckel zu thun, als die Gelder an das Reich abzuführen. Die 
Frage, direkte oder indirekte Kommunal⸗Beſteuerung, kann man nur 
löſen, wenn man einzelne Steuerformen gegenüberſtellt. Die 
ob man zu Gunſten der Beſitzenden in den Kommunen die Nicht⸗ 
beſitzenden beſteuern ſoll, iſt im Verwendungsgeſetz gar nicht mit⸗ 
inbegriffen. Alles was jetzt verſprochen iſt, wird weit überboten, 
durch dae, was der Reichskanzler in der Rede vom 3. März 1879 
im Reichstage vor der Bewilligung der 140 Millionen ver⸗ 
ſprochen hat. Da entwickelte er die Peripeftive: Abſchaffung der 
ganzen Klaſſenſteuer, Verbot an die Kommunen, Klaſſenſteuer zu er⸗ 
heben, Ueberweiſung der ganzen Grund⸗ und Gebäudeſteuer u. ſ. w. 
Man bat neue Steuern bewilligt, die 20 Millionen, die hier mühſam 
durchgedrückt ſind, ſind das einzige Reſultat. Jetzt glaubt man gar 
nicht mehr an die Verſprechungen, das iſt der Grund, weshalb ſich ein 
Menſch im Lande für das Verwendungsgeſetz mehr intereſſirt. Herr 
v. Meyer bat ganz Recht, wenn er jantı es hat eine Zeit gegeben, die 
ſich durch eine Ueberproduktion von Geſetzen aus zeichnete, den Gegen⸗ 
ſatz dazu bildet die jetzige Aera, in der man immer nur von neuen 
Steuern red t. Das Land wird immer überdrüſſiger, mißtrauiſcher und 
abgeneigter der Politik, die Sie unter dem Namen der Reformpolitik 
einführen. Was de geſchäftliche Behandlung der Sache bettifft, fo iſt 
mir die Form die liebſte, die am kürzeſten und ſchneidigſten dieſes eſetz 
able nt. Es giebt ein Begräbnif erſter und ein ſolches zweiter Klaſſe. 
Das Begräbniß erſter Klaſſe iſt die Kommiſſion, ich gönne dieſem Geſetz 
ein Begräbniß zweiter Klaue, nämlich Ablehnung unmittelbar im 
Plenum. Mit einer Vermittelung wäre ich auch einverſtanden. Schla⸗ 
gen wir im Plenum dem Geſetz den Kopf ab im § 1 und verweiſen 
wir den Schwanz zur Auf ewahrung in eine Kommiſſton. (Heiterkeit. 
Ich möchte ferner die Sache ſo raſch und kurz wie möglich machen und 
deshalb möchte ich vorſch agen, die zweite Berathung am Donnerſtag 
vorzunehmen. Wird dann das n; ſo glaube ich, werden 
auch manche Herren auf der rechten Seite im Stillen mehr erfreut ſein, 
als ſie es nach Außen vielleicht verlautbaren. - 

Finan miniſter Bitter: Gegen dieſe Art und Weiſe, die Vor⸗ 
lagen der Regierung zu behandeln, muß ich doch Proteſt erheben; wir 
legen die Vorlagen als Männer vor, die ein ernſtes Ziel vor Au en 
haben. Ich kann nicht glauben. daß es Abſicht des Hauſes fein ſollte, 
den Vorlagen ein Ende mit Hohn und Spott zu bereiten. Dagegen 
muß ſich die Regierung auf das Ernſteſte verwahren. (Beifall rechts.) 
Wenn wir das Geſetz nicht vorgelegt hätten, hätte man uns im Reichs⸗ 
tage dies zum Vorwurf gemacht; hier jagt man uns: Ihr habt ja das 
Geld noch nicht. Die Steuerreform im Reich und in Preußen it aber 
ein untrennbares Ganzes. Wenn die Vorlage im Plenum berathen 
wird, dann kann ſich die Regierung keinen beſonderen Nutzen mehr da⸗ 
von verſprechen, denn eine abe h Erwägung iſt nur in einer Kom⸗ 
miſſion möglich. Deshalb möchte ich nochmals den dringenden Wunſch 
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am Sonnabend keine Sitzung halten könnte, wenn im 


Vermittelu 


der Regierung ausſprechen, dieſe Vorlage nicht im Plenum zu bes 


Damit ſchließt die Generaldebatte: die Verweiſung der 
Vorlage an eine Kommiſſion wird — gegen die Stimmen 
Der Konſervatwen und Freikonſervativen — abgelehnt; die zweite 
Beratbung wird im Plenum ſtattfinden u : 

Auf die Tagesordnung der nächſten Sitzung regt der Präſident 
die Berathung der heute im Herrenhauſe abgeänderten kirchenpoli⸗ 
tiſchen Vorlage und die Hundeſteuer. 

Abg. Richter beantragt, auch die zweite Berathung des Ver⸗ 
wendungs⸗Geſetzes auf die nächſte Tagesordnung zu ſetzen. 

ſident v. Köller bemerkt, daß er für dieſen Gegenſtand am 
Sonnabend eine Sitzung in Ausſicht genommen habe. 

Abg. Rickert bittet die Regierung um Auskunft, welche Vor⸗ 
lagen noch erledigt werden ſollen, da doch ein Zuſammentagen von 
Reichstag und Landtag nicht möglich ſei. len 

Miniſter von Puttkamer: Bisher iſt ein Zuſammentagen 
von Landtag und Reichstag ſchon möglich geweſen; ob ein ſolcher 
Zuſtand erwünſcht oder auf die Dauer ausführbar iſt, laſſe ich dahm⸗ 

ellt: ich will nur dagegen Verwahrung einlegen, daß dieſes Haus 
. eichstage eine 
Sitzung ſtattfinden ſollte. Was die noch zu erledigenden Vorlagen 
angeht, ſo wäre eine vollſtändige Durchberathung des Kanalprojekts 
erwünſcht; da es aber kaum ausführbar ſein dürfte, ſo wünſcht die 
Regierung nur eine erſte Berathung. Das Verwendungsgeſetz ſcheint 

a felder die Ausſicht zu haben „geköpft zu werden“, wie Herrn 

ichters geſchmackvoller Ausdruck lautet. Die hannover ſche Kreis⸗ 
ordnung und die lauenburgiſche Vorlage, deren Aenderung im Sinne 
der Regierung im Herrenhauſe herbeizuführen mein eifrigſtes Beſtreben 
fein wird, sollen felbit auf die Gefahr eines Nebeneinandertagens hin 
noch zur Erledigung kommen. 3 

leg. Richter: Da der Miniſter ſelbſt das Verwendungsgeſetz 
als erledigt anſieht, fo habe ich kein Intereſſe daran, die zweite Leſung 
für Donnerſtag zu beantragen. Damit iſt es hoffentlich ganz beſeitigt 
(Wide: pruch rechts). Das wird ſich ja finden! Bei der jetzigen Sach⸗ 
lage können fie wirklich bei aller Ergebenheit gegen das Miniſterium 
auf die Berathung verzichten Das Zuſammentagen mit dem Reichs⸗ 
tage führt geraderu zu unwürdigen Zuftänden. Wenn feine beſtimmte 
Ausſicht auf einen Abſchluß unſerer Berathungen vorhanden iſt, werden 
die auswärtigen Mitglieder des Reichstages überhaupt nicht kommen. 
Wenn die Vorlagen, die noch berathen werden jsllen, fo eilig ſind, 
dann hätte man lieber das Tabaksmenopol zu Hauſe laſſen ſollen, 
das hat Niemand für eilig gehalten. Ich bitte auch die Hundeſteuer 
in der nächſten Sitzung nicht zu berathen, da ſie doch nicht mehr er⸗ 
ledigt wird. 0 ; ; 

Miniſter v. Puttkamer: Wir vertreten bier die Intereſſen 
des preußiſchen Staates und können in der Dee folgung dieſer Inter⸗ 
eſſen nicht die Herbeiführung eines unwürdigen Zuſtandes erblicken. 
Herr Richter macht ſich das freilich ſehr bequem; er hält eine nieder⸗ 
ſchmetternde Rede und ſagt dann: Kopf ab. (Ruf rechts: Sehr recht! 
Große Heiterkeit.) Ich habe in liberalen Blättern geleſen, der Landtag 
babe ja Alles durch ſeine Tagesordnung in der Hand. Ich möchte 
dringend warnen, unſer gegenſeitiges Verbältnik hierauf zuzuſpitzen: 
das könnte zu ernſten Konſequenzen führen. Es iſt ein verfaſſungs⸗ 
mäßiges Recht des Königs den Landtag zu exöffnen und zu ſchließen, 
dieſes Haus hat nicht die Befugniß. durch Manipulationen mit der 
Tagesordnung dieſem Rechte entgegenzuwirken. k f 

Abg. Richter: Ich möchte einmal ſehen, was der Reichskanzler 
agt, wenn ein würtembergiſcher oder ein bayriſcher Miniſter eine ſolche 
Ned. hielte; ein ſolcher Partikularismus iſt ſa unerhört; das deutſche 
Reich beſteht ja gar nicht für ihn auf der Welt. Derſelbe Monarch, 
der uns hierher berufen, hat uns als deutſcher Kaiſer in den Reichs⸗ 
tag berufen; wir müſſen alſo zwiſchen Preußen und dem Reiche eine 
ng ſuchen. Der Miniſter handelt den Intereſſen des Reiches 
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fangen, wenn man fo leichtiertig mit dem Vorwurf der 


Fonte me zorw 
Neichsſeindlichleit umginge, wie der Reichskanzler. Das Reichsintereſſe 


erheiſcht eine baldige Beendigung unſerer Arbeiten. Will die Regierung 
fh noch mehr ſolcher Niederlagen holen. wie die heutige, wir haben 
nichts dagegen; wir gönnen fie ihr. (Heiterfeit.) 

Abg. Windthorſt: Die Krone hat allein das Recht, den Land⸗ 
tag zu ſchließen, allein wir können den Miniſtern Gründe vorführen, 
weshalb es zweckmäßig ift, den Schluß herbeizuführen; die Miniſter 
haben die Pflicht, dieſe Gründe anzu! ören und fie dem Monarchen 
mitzutheilen. Ich halte ein Zuſammentagen für unerträglich; die 
Sachen ſind auch nicht ſo eilig. REN 

Abg. Rickert: Wir wollen nicht in die Rechte der Krone ein⸗ 

reifen; aber die Regelung der Geſchäſtsordnung iſt nach der Ver⸗ 
aſſung lediglich unſere Sache. Wenn die Miniſter vorhin uns dar⸗ 
über Norbaltungen gemacht haben, fo haben fie dies hoffentlich in 
ihrer Eigenſchaft als Mitglieder dieſes Hauſes gethan. 

Miniſter von Puttkamer: 755 habe nicht als Abgeordneter, 
ſondern als Miniſter Wünſche der Regierung in Bezug auf die ge⸗ 
ſchäftliche Behandlung ausgeſprochen. 

Damit endet die Geſchäftsordnungsdehatte. 

Schluß 44 Uhr. Nächſte Sitzung Don nerſtag 11 Uhr. 
(Kicchenpolitiſche Vorlage, Hundeſteuer.) 


Briefe und Zeitungsberichte. 

C. Berlin, 3. Mai. [Das Monopolprojekt. 
Die Gewerbeordnungs⸗ Vorlage. Parteitag 
der Liberalen.] Trotz der bekannten, unwiderſprochen ge⸗ 
bliebenen Angabe über die Autorſchaft der berliner Briefe in 
der wiener „Polit. Korreſpondenz“, wonach dieſelben aus der 
nämlichen hochoffizibſen Feder wären, wie die Kometen⸗Artikel 
der „Grenzboten“, iſt von Sachkundigen immer bezweifelt wor⸗ 
den, daß dieſe Briefe — wie ebenſo die Artikel mit dem Kometen⸗ 
Zeichen — wirklich auf einer tieferen Eingeweihtheit in die poli⸗ 
tiſchen Berechnungen des Reichskanzlers beruhten; die Annahme 
erſchien vielmehr immer begründet, daß man es hier nur mit dem 
Beſtreben eines, immerhin in amtlicher Preßthätigkeit beſchäftigten 
Enthuſtaſten der Bismarck'ſchen Politik zu thun hat, jeden Zug 
derſelben in die höhere Sphäre geſchichtsphiloſophiſcher Betrach⸗ 
tungen zu erheben. Die neueſte Leiſtung des Korreſpondenten, 
die Entdeckung, daß das Monopol⸗Projekt ſowohl auf 
nationalliberaler, als auf klerikaler Seite noch Chancen habe, 
welche zur Annahme deſſelben führen könnten, ſteht mit 
den Thatſachen ſo ſehr im Widerſpruch, daß jene Auffaſſung 
von der Bedeutung — oder Bedeutungsloſigkeit — der fraglichen 


„hochoffiziöſen“ Leiſtungen dadurch nur bekräftigt werden kann. 


Wenn für Herrn v. Bennigſen irgend etwas feſt ſteht, ſo iſt es, 
daß er dem Tabaks monopol nicht zuſtimmen wird, und damit ift 
dieſe Frage auch für die geſammte nationalliberale Partei erle⸗ 
digt. Was aber die Klerikalen betrifft, ſo gehört doch wirklich 
große Naivität dazu, zu glauben, die parlamentariſche Fraktion 
würde zulaſſen, daß ihre Preſſe in allen Tonarten das Mo⸗ 
nopol als unannehmbar bekämpft und die Zuſtimmung dazu der 
a alſo auf's Höchſte erſchwert, um dann ſich doch zu dieſer 
uſtimmung zu entſchließen. 


1 


Für den Vorſtaat Preußen ziemt fich ein folder Partikularise bereit, die amml 
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handlungen mit der Kurie aber iſt das Zentrum allzu gut unter 
richtet, als daß ein geſperrt gedruckter Satz in der „Polit. 
Korreſp.“, welcher in dieſer Beziehung den Klerikalen neue 


Hoffnungen zu erwecken beſtimmt iſt, auf ſie Eindruck 
machen könnte. Herr Windthorſt hat dieſer Tage wieder 
in der Privatunterhaltung — wie es ſcheint, mit der 
Abſicht, daß es zur Kenntniß der Regierung kommen 
möge — geäußert, das Zentrum könne ja vielleicht jedem ſeiner 
Mitglieder die Abſtimmung über das Monopol anheimſtellen, 
ſo daß das Votum dagegen nicht zur Fraktionsfrage gemacht 
würde; das würde aber das höchſte Zugeſtändniß ſein, und es 
würde keine erhebliche Anzahl klerikaler Stimmen auf Grund 
deſſelben für das Monopol abgegeben werden. — Das Ergebniß 
der Reichstags⸗Verhandlungen über den Entwurf wegen Abän⸗ 
derung der Gewerbeordnung, welche Freitag, bei 
der Wiederaufnahme der Sitzungen, beginnen werden, iſt zunächſt 
ungewiß und wird es auch bis zum Abſchluß der Kommiſſions⸗ 
Verhandlungen bleiben. In dieſelben wird betreffs der in Rede 
ſtehenden Vorlage der Schwerpunkt der Berathung ſchon 
deshalb fallen, weil ſogar ein eingehendes Studium dazu 
gehört, um nur zu erkennen, was der Entwurf bezweckt, 
da derſelbe durchweg nur einzelne Beſtimmungen der Gewerbe⸗ 
ordnung durch andere zu erſetzen vorſchlägt, wobei aber 
in jedem einzelnen Falle die Konſequenzen dieſer Veränderung 
nur durch Vergleichung mit anderen Beſtimmungen der geltenden 
Gewerbeordnung ermittelt werden können, mit denen jene in 
Zuſammenhang ſteht. Der Ausgang der ganzen Verhandlung iſt 
um ſo weniger vorherzuſehen, da die Majorität, welche die letzte 
beſchränkende Novelle zur Gewerbeordnung genehmigte, nicht mehr 
exiſtirt; die beiden konſervativen Fraktionen und das Zentrum 
beſitzen bekanntlich nicht mehr die Majorität im Reichstag, und 
die kleinen Fraktionen, welche gegenüber einer geſchloſſen auftre⸗ 
tenden Linken die Entſcheidung in Händen haben, die Polen, 
Elſaß Lothringer, Sozialdemokraten ꝛc. ſind keine Freunde der 
Erweiterung des polizeilichen Beliebens, auf welche der Entwurf 
faſt mit allen ſeinen Vorſchlägen herauskommt. — In der Ver⸗ 
trauensmänner⸗Verſammlung, welche die liberale Vereini⸗ 
gung auf den 6. d. M. aus ganz Deutſchland hierher berufen 
hat, dürfte der Hauptnachdruck auf die Anbahnung möglichſt 
einigen Zuſammengehens aller Liberalen bei den Wahlen in den 
einzelnen Wahlkreiſen gelegt werden. 


9 121764 
Locales und Provinziclles. 
Boien, 4. Mai. 
ö Für die ruſſiſchen Juden. Das in der Verſammlung am 
23 v. M. gewählte Komite für die Unterſtützung der verfolgten ruſſiſchen 
uden hat ſich am Montag konſtituirt und einen aus den Herren 
berbürgermeiſter Kohleis, Kommerzienrath Sam Jaffé, Direktor 
A. Guttmann, Kaufmann Ad. Kantorowicz und Sekretär Fontane 
beſtehenden geſchäftsführenden Ausſchuß gewählt. Letzterer hatte zu 
Mittwoch Vormittag 312 Uhr eine Anzahl von Herren aus den ver⸗ 
ſchiedenen Bezirken der Stadt zu einer Beſprechung über die zu ver⸗ 
anſtaltenden Sammlungen eingeladen und erklärten ſich dieſelben 
von Beiträgen zu übernehmen. Außer⸗ 
5 eiträge direktt an den Schatzmeiſter des 
Komite's, Herrn Kommerzienrath Jaffé, eingeſandt werden. 
Das Komite wird ferner Anſchreiben an angeſehene Perſonen in den 
Städten der Provinz erlaſſen, um auch dort zur Veranſtaltung von 
Geldſammlungen anzuregen. Wir hoffen, daß diejenigen Herren, 
welche ſich bei uns der mühevollen Aufgabe der Einſammlung von 
Beiträgen unterzogen haben, bei unſeren ſtets zur Wohlthätigkeit 
geneigten Mitbürgern ein bereitwilliges Entgegenkommen finden werden. 
EEE RETTEN NAHE IN BEER ALTE EEE VL TEE BEN GT TE TEE RETTET TALENT 
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Telegraphiſche Nachrichten. 

Osnabrück, 3. Mai. Die Konſekration und Inthroniſa⸗ 
tion des Biſchofs Höting hat heute Mittag ſtattgefunden. Der 
Oberpräſident, die Landdroſten von Osnabrück und Aurich, die 
Spitzen der Behörden, ſowie der Klerus von Osnabrück und 
Weſtfalen wohnten der Feier bei. Der Biſchof Wilhelm von 
Hildesheim, aſſiſtirt von dem Weihbiſchof Freusberg von Pader⸗ 
born und dem ehemaligen Armeebiſchof Namſzanowsky, vollzog 
die Weihe. Nach dem Feſtakt fand Gratulationsempfang bei 
dem Biſchof Höting ſtatt. Abends veranſtalten die katholiſchen 
Vereine und Körperſchaften einen Fackelzug. 

Karlsruhe, 2. Mai. Ihre Königliche Hoheit die Groß⸗ 
herzogin iſt geſtern nach Baden⸗Baden zurückgekehrt. — Der Erb: 
großherzog iſt heute zur Theilnahme an den Beiſetzungsfeierlich⸗ 
keiten für die verſtorbene Prinzeſſin Wilhelm von Würtemberg 
nach Ludwigsburg abgereiſt. 

Augsburg, 2. Mai. Die „Allgemeine Ztg.“ ſagt, die 
bayeriſche Regierung habe gegen die Anſchauung, daß das Mo⸗ 
nopol an und für ſich die zweckmäßige Form der Tabaks⸗ 
beſteuerung ſei, keine Einwendung erhoben, ihre ablehnende Hal⸗ 
tung baſire auf Bedenken hinſichtlich der mit Durchführung des 
Monopols verbundenen volkswirthſchaftlichen Rückwirkungen und 
in Bedenken darüber, ob die Monopolerträgniſſe genügend ſein 
würden, jene Nachtheile auszugleichen. 8 

Paſſau, 2. Mai. Der Reichstagsabgeordnete, Oberlandes⸗ 
gerichtsrath Abt (Zentr.), iſt geſtorben. 

Wien, 2. Mai. [Ringtheater⸗Prozeß.] In 
dem heute fortgeſetzten Zeugenverhör wurden nur bereits be⸗ 
kannte Thatſachen konſtatirt. Einzelne Beſchädigte ſtellten An⸗ 
ſprüche auf Schadenerſatz. Der Theaterdiener Perlis will eidlich 
bezeugen, daß der Direktor Jauner am 7. Dezember v. J. die 
Regie an Nötel übertragen habe. 

Wien, 3. Mai. [Ringtheater⸗Prozeß.] Di⸗ 
rektor Jauner verlas ein Telegramm des Inſpizienten Schiffers, 
jetzt in Paris, in welchem derſelbe konſtatirt, daß die Regie 
für den 8. Dezember v. J. an Nötel übertragen wurde. Die 
Schauſpielerin Marberg und der Schauſpieler Wilke deponiren 
in gleichem Sinne. 

Wien, 3. Mai. Das Abgeordnetenhaus lehnte den An⸗ 
trag auf gänzliche Ablehnung des Getreidezolles, eventuell auf 
zollfreie Getreide⸗Einfuhr für die Karſt⸗ und Alpengebiete ab 
und nahm nach dem Antrage der Ausſchuß⸗Majorität die Zölle 


Ueber die kirchenpolitiſchen Ver⸗ für Getreide, Malz und Hülſenfrüchte an. Bei der Abſtimmung 


über die Anträge auf Gewährung zollfreier Einfuhr für gewiſſe 
Ländergebiete wurde in namentlicher Abſtimmung der Antrag 
Hallwich auf zollfreie Einfuhr von Getreide über die Grenzen 
nach Tirol, Görz, Gradisca, Trieſt, dem Bezirk Adelsberg, 
Dalmatien und Herzegowina mit 162 gegen 145 Stimmen au- 
genommen. 

Peft, 2. Mai. Nach dem „Peſter Lloyd“ beſtände die 
Abſicht, in den herzegowiniſchen Bezirken entlang der monte⸗ 
negriniſchen Grenze die pelitiſch⸗ administrative Geſchäftsfüͤhrung 
auch fernerhin den militäriſchen Stationskommandanten zu be⸗ 
laſſen; dieſe auf die Dauer von etwa 3 Jahren bemeſſene Aus⸗ 
nahmemaßregel ſolle den Uebergang aus den unſicheren Verhält⸗ 
niſſen zur bürgerlichen Verwaltung vorbereiten. 

Prag, 2. Mai. In dem Teplig-Auffiger Revier wird morgen 
die Wiederaufnahme der Arbeit in größerem Umfange erwartet, 
die Bergleute melden ſich in größerer Zahl freiwillig zur Arbeit. 
— Die Nachricht, daß in Oſſegg auf das Militär geſchoſſen 
worden ſei, beſtätigt ſich nicht. Einem Korporal der Dragoner 
ging zufällig ein Schuß aus dem Revolver los, ohne indeſſen 
irgend Jemand zu beſchädigen. Drei Männer und drei Frauen, 
welche bei dem Nelſonſchacht auf die Truppen Steine warfen 
und ſie beſchimpften, wurden verhaftet und dem Gerichte über⸗ 
geben. Im Uebrigen iſt die Ruhe nirgends geſtört worden. 

Prag, 3. Mai. In Brüx ift Alles ruhig. Zwei Werke 
arbeiten mit voller, 2 andere Werke mit reduzirter Arbeitskraft. 
Die Erlanger'ſchen Werke in Tſchauſch haben die Arbeit noch 
nicht wieder aufgenommen, doch dürfte der Strike in ſpäteſtens 
drei Tagen beendigt ſein. Die Auſſig⸗Teplitzer Bahn konnte 
geſtern bereits 215 Waggons verfrachten, ſeitdem mehrere Werke 
des Teplitzer Reviers wieder mit voller Belegſchaft arbeiten. Der 
drohenden Strike der Münzberger'ſchen Spinnfabrik wurde durch 
Bewilligung einer Arbeits ⸗ Verminderung beigelegt. Mehrere 
Rädelsführer find verhaftet, mehrere Arbeiter wurden wegen 
Mangel an Beſchäftigung in ihre Heimath abgeſchoben. 

Prag, 3. Mai. Im Auſſiger Bezirke wird bereits wieder 
mit voller Kraft gearbeitet. Von Auſſig aufwärts ſind faſt alle Ar⸗ 
beiter wieder eingefahren; im Franz⸗Joſephſchacht zählt man 
nur noch 12 Strikende. Die beabſichtigte Arbeiterverſammlung 
bei Pihanken wurde durch die Behörde verhindert. Die Auf⸗ 
wiegler unter den Strikenden ſind ſämmtlich in Haft genommen 
worden und iſt die Ruhe überall ungeſtört geblieben, ein Kohlen⸗ 
mangel iſt nirgends eingetreten. Die Glasinduſtrien in Haida 
hatten ſich wegen Beſchaffung von Kohlen an den Statthalter 
Baron Kraus gewendet, welcher für eine Kohlenlieferung aus 
anderen Revieren unverzüglich Sorge trug. 

Graz, 3. Mai. Bei der heutigen Reichsrathswahl wurde 
Baron Walterskirchen nahezu einſtimmig wiedergewählt. 

Paris, 2. Mai. Die Wahlen der Maires in den Haupt⸗ 
orten der Arrondiſſements und Kantons, welche bis jetzt von der 
Regierung ernannt wurden, haben am letzten Sonntag ſlaltgefunden. 
Durch dieſelben verlieren die Republikaner eine Anzahl Mairien, 
wie es heißt gegen 300. 

Die Deputirtenkammer hat ihre Arbeiten heute wieder auf⸗ 
genommen. Der Finanzminiſter Leon Say brachte die Finanz⸗ 
konvention mit der Orleans ⸗Eiſenbahngeſellſchaft betreffend die 
Rückzahlung der Staatsvorſchüſſe ein. Der Juſtizminiſter legte 
De Geſetzentwurf vor, betreffend das Verbot unfittlicher Publi⸗ 
ationen. 

Nachrichten aus Rom zufolge hat der König die Ernennung 
Nigra's zum Botſchafter in Paris ſanktionirt. 

Verantwortlicher Redakteur: P. Bauer in Poſen. — 

Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 

übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Durchſchnitts⸗Marktwpreiſe nach Ermittelung der f. Poltzei⸗ Direktion. 
Poſen, den 3. Mai. 


gering. W. 


W. Pl. 
dee, T 
Werſte 80 er 
Öeier he 


höchtt. | niedr. [Mitte. Uchſt. 

W M. Pf. 123 ; IR. 
Stroͤͤpyn Mindfl. 5. 5 
Richt⸗ lol 6 sol 5 sol FR Keule 12 180 11 120 
Krumm, g — I Bauchfteiſa ( 90 —195 
Heu 7 1 5,50) 6 25 Sdweinefl. 2 11301 1/20) 1125 
Erbſen 68 — —]—-—1— ASammelf. Ye] 120 11 1l10 
Linſen f — 1— -]— =galbſteiſch 11020 1—J 110 
Bohnen 8 — — * Fan pr Butter 2201 2 210 
Hartoſſeln / 3 2 801 2 YlEier vr. Schock 2 a Bar 4 2— 


Auktion. 


Freitag den 5. Mai er., Vormittags 9 Uhr, werde ich 
Bäckerſtraße Nr, > im Sole part. 
verſchiedenes Mobiliar, 1 Flügel, Bilder (darunter ein großes 
Muttergottesbild, Oelgemälde), Porzellan und Glasgeſchbr 
r 1 Wagen, 1 Pferd ꝛc., 
im Zwangswege gegen ſofortige Baarzahlung öffentlich verſteigern. 


Schoepe, 
Gerichtsvollzieher in Poſen. 


Verein junger Kaufleute Poſen. 
Sonnabend, den 6. Mai 1882, Abends 8 Uhr, 
im Lamber tschen Saale 
a Konzert 
zu Gunſten der nothleidend Juden. 
Billets gem werben den den Le gucken von 3—5 Uhr, 
in unſerem Vereinslokale (Waſſer“ und Sejuitenftr. Ecke) gegen Vor⸗ 
zeigung der Mitgliedskarte verabfolgt. Der orkend, 
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Berlin, 2. Mai. Für die heutige Börſe lagen wenig anregende Anſichten in den letzten Tagen in ſoweit modifizirt, als man die In⸗ 
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